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Umwelt in Ostmitteleuropa – ein internationaler Vergleich
Der Einfluss der Systemtransformation auf den Zustand der Umwelt

OLAF KÜHNE

Einleitung
Der Systemwechsel in Ostmittel- und
Osteuropa ist durch die Simultanität
der Transformation der Systeme Poli-
tik und Ökonomie, aber auch des sozi-
okulturellen Systems geprägt1. Eines
der Hauptaufgabenfelder für die sich
transformierenden Gesellschaften be-
steht hierbei in der Beseitigung ökolo-
gischer Missstände aus der kommunis-
tischen Ära, ohne dabei solche Fehler
zu wiederholen, die in westlichen Län-
dern für die Umweltpolitik vergange-
ner Dekaden vielfach charakteristisch
waren: Überregulierungen, problem-
inadäquate Schwerpunktbildung, un-
klare Leitlinien hinsichtlich der unter-
schiedlichen Ziele des Umwelt- und
Naturschutzes etc. Prozessimmanente
Ziel- und Lösungskonflikte zwischen
– aber auch innerhalb – der umwelt-
relevanten Aufgabenfelder sind bei
diesem Prozess der Transformation je-
doch – realistisch gesehen – unver-
meidlich. Im Rahmen dieses Aufsat-
zes werden, von einem internationa-
len Vergleich von Luftschadstoffemis-
sionen ausgehend, die Ursachen für
die unterschiedlichen Emissionsmen-
gen und letztlich die stark differieren-
den Umweltqualitätsniveaus in den
einzelnen Räumen und im intertem-
porären Vergleich untersucht. Als Ziel
des Aufsatzes kann die Ermittlung ge-
sellschaftssystemischer Unterschiede
bezüglich der Belastung der Umwelt
gelten. Die Untersuchung der Entwick-
lung der Transformationsstaaten Ost-
mitteleuropas hinsichtlich ihrer Um-
weltqualität, hervorgerufen durch die
Transformation der Systeme Politik,
Wirtschaft und Soziokultur, verfügt
hierbei über eine besondere Bedeu-
tung: Die Transformation von einem
sozialistischen zu einem demokratisch-
marktwirtschaftlich organisierten Ge-
sellschaftssystem verdeutlicht im pro-
zessualen Zusammenhang die Vor- und
Nachteile des jeweiligen gesellschaft-
lichen Organisationstyps im Hinblick
auf den Zustandes der Umwelt.

Der Zustand der Umwelt in Ostmit-
teleuropa im internationalen Ver-
gleich – das Beispiel der Luftver-
schmutzung
Die Menge der europäischen Schwefel-
emissionen nahm, allein unterbrochen
vom Zweiten Weltkrieg, seit der In-
dustriellen Revolution bis zur Mitte
der 1970er Jahre stetig zu (Abb. 1).
Dieser Anstieg lässt sich auf die Indus-
trialisierung zunächst Westmittel- und

Westeuropas, nach dem Zweiten Welt-
krieg auch zunehmend Ostmittel- und
Osteuropas sowie auf den zunehmen-
den Energiebedarf der Bevölkerung
(Verkehr, Heizung etc.) zurückfüh-
ren. Seit Mitte der 1970er Jahre nahm
die Masse der Schwefelemissionen
wieder kontinuierlich ab und erreichte
im Jahre 1995 das Niveau der End-
1950er Jahre. Die Ursachen für diesen
Rückgang sind vielfältig: Seit Mitte
der 1970er Jahre wurde im westlichen
Europa der schwefelhaltige Brennstoff
Kohle zunehmend durch schwefelar-
mes Heizöl sowie Gas substituiert, die
Ölpreiskrisen der 1970er Jahre führ-
ten zu einem effizienteren Umgang
mit Primärenergieträgern, eine ver-

schärfte Umweltgesetzgebung erzwang
zunehmend den Einbau von Ent-
schwefelungsanlagen, zugleich wurden
verstärkt umweltintensive Produkti-
onsschritte in das außereuropäische
Ausland verlagert.

Die Entwicklung der Schwefelde-
positionen in Süd-Norwegen und Süd-
Polen (im Bereich der heutigen pol-
nisch-tschechisch-deutschen Grenze)
in der Periode von 1880 bis 1990, dar-
gestellt in Abbildung 2, verläuft weit-
gehend parallel zu den Emissionen
von Schwefelverbindungen in Euro-
pa. Während die Schwefelimmission
in Norwegen selbst Mitte der 1960er
Jahre den Wert von 1,3 g m-2 a-1 nicht
überstieg, wurden in Polen Mitte der
1980er Jahre Schwefeldepositionen
von über 9,0 g m-2 a-1 registriert. Die

Verringerung der Deposition begann
in Süd-Norwegen deutlich früher als in
Süd-Polen. In Nord- und Westeuropa
wurden die Schwefelemissionssraten
in den 1970er Jahren – 10 bis 15 Jahre
früher als in Ostmittel- und Ost-
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Abb. 1: Die Entwicklung der
Emissionsmengen von
Schwefelverbindungen in Europa 1880
bis 1995 (in Mio. t Schwefel)
Quelle: European Environment Agency 1997, S. 45

Abb. 2: Die Entwicklung der
Schwefeldeposition in Süd-Norwegen
und Süd-Polen 1880 bis 1990
Quelle: European Environment Agency 1997, S. 46

1 Zur genauen Abgrenzung der Begriffe System-
wandel, Systemwechsel, Transition und Transfor-
mation siehe MERKEL (1999) und SANDSCHNEIDER (1995).
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europa –  verringert (vgl. z. B. KÜHNE

2000a). Die Reduzierung der Emis-
sionsraten im westlichen Europa führ-

te auch im östlichen Europa – ins-
besondere in Grenznähe – zu einer
Verringerung der Immissionen.

Der internationale Vergleich der
Schwefeldioxidemissionsraten (Abb. 3
und 3a) zeigt zwischen den dargestell-
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Abb. 3: Die Schwefeldioxidemissionen verschiedener Staaten im Vergleich
Quelle: Główny Urząd Statystyczny 1998 und 1999; Statistisches Bundesamt 2000
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ten Staaten deutliche Differenzen, so-
wohl hinsichtlich der absoluten Emis-
sionsmenge, der Pro-Kopf-Emission
als auch der Emissionsintensität (Ein-
heit SO2 pro Einheit BSP). Die höchs-
ten absoluten jährlichen Emissionen
werden in allen dargestellten Jahren
von den Vereinigten Staaten erreicht
(1990: 20,7 Mt, 1995: 16,6 Mt und 20002:
14,2 Mt). In Polen betrugen die Emis-
sionen im Jahr 1990 3,2 Mt, wurden
aber bis 1995 auf 2,6 Mt und im Jahr
2000 auf 2,1 Mt reduziert. Dies ent-
spricht einer Verringerung um 35,8 %
im Zeitraum 1990 bis 2000. Allerdings
liegt diese Verringerungsrate unter-
halb der für alle betrachteten Staaten
durchschnittlich erreichten Verringe-
rung der Emissionsraten von 37,4 %.
Die Transformationsstaaten Tschechi-
en und Ungarn überschreiten diesen
Wert hingegen mit 71,1 bzw. 51,3 %
sogar deutlich. Der Grund für die
vergleichsweise geringe Abnahme der
Schwefeldioxidemissionen Polens liegt
in der einseitigen Bevorzugung des hei-
mischen Primärenergieträgers Kohle.

Wegen der stark differierenden Ein-
wohnerzahlen verschiedener Staaten
ist die Angabe der absoluten Schwe-
feldioxidemissionen hinsichtlich eines
internationalen Vergleiches der
Schwefeldioxidemissionen nur von
begrenzter Aussagekraft. Die höchs-
ten Schwefeldioxid-pro-Kopf-Emis-

sionsmengen des Jahres 1990, zu Be-
ginn des Transformationsprozesses in
Ostmitteleuropa, weisen die Transfor-
mationsstaaten Tschechien (182,1 t
SO2 Einwohner-1 a-1), die Slowakei
(128,2,1 t SO2 Einwohner-1 a-1), Ungarn
(99,5 t SO2 Einwohner-1 a-1) und Polen
(83,1 t SO2 Einwohner-1 a-1) aber auch
Kanada (108,9 t SO2 Einwohner-1 a-1)
auf. In den Staaten Ostmitteleuropas
lassen sich Ineffizienzen im ökonomi-
schen System, einer einsichtigen Be-
vorzugung des sekundären Wirtschafts-
sektors, einer teilweise uneffektiven
Umweltpolitik u. a. (eine genauere Un-
tersuchung hiervon erfolgt an späterer
Stelle) sowie dem vergleichsweise ho-
hen Anteil schwefelhaltiger Primär-
energieträger ohne ausreichende Gas-
filterung zurückführen. Die hohen Pro-
Kopf-Emissionen verringerten sich
zwar im Laufe der Transformation,
lagen aber auch 1995 noch deutlich
über denen westeuropäischer Staaten.
Bis zum Jahr 2000 erreichen oder un-
terschreiten allerdings sowohl Tsche-
chien, die Slowakei, Ungarn als auch
Polen zu diesem Zeitpunkt die Pro-
Kopf-Emissionen Spaniens von 1990
(48,8 t SO2 Einwohner-1 a-1). Die ge-
ringsten Pro-Kopf-Emissionen 1990
wiesen die Schweiz (6,1 t SO2 Ein-
wohner-1 a-1), Japan (7,0 t SO2 Ein-
wohner-1 a-1), Österreich (11,1 t SO2 Ein-
wohner-1 a-1) und Norwegen (12,0 t

SO2 Einwohner-1 a-1) auf. In diesen
Staaten ist der Schwerindustrieanteil
am Bruttosozialprodukt vergleichs-
weise gering, der Bedarf an elektri-
scher Energie wird weitgehend durch
Wasser- und/oder Kernkraftwerke ge-
deckt, die hohe Produktivität der Wirt-
schaft stellt ein ausreichendes Volu-
men finanzieller Mittel für die Instal-
lation aufwändiger und teurer Filter-
anlagen bereit etc.

Die Emissionsintensität (in t SO2

pro Mio. USD Bruttosozialprodukt),
als Kennziffer für die Effizienz der
nationalen Wirtschaften hinsichtlich der
Emission von Schwefeldioxid, weist im
internationalen Vergleich ebenfalls sig-
nifikante Abweichungen auf (Abb. 3a).
Die höchsten SO2-Emissionsintensitä-
ten sind in den Staaten Ostmitteleuro-
pas sowohl 1990, 1995 als auch – trotz
deutlicher Verringerungen – im Jahr
2000 nachzuweisen: 1990 betrug die
SO2-Emission Tschechiens 68,5 t Mio.
USD-1, 1995 bereits 25,4 t Mio. USD-1

und 2000 9,28 t Mio. USD-1. Die SO2-
Emissionsintensitäten Polens weisen
ähnliche Werte auf: 1990: 54,4 t SO2

2 Bei den Werten für das Jahr 2000 handelt es sich
um eigene prognostische Berechnungen, bei de-
nen die Emissionen  des Jahres 1998 als Basis
dienten. Neben der Entwicklung der betreffenden
Variablen im Zeitraum 1990 bis 1998 ging auch die
wirtschaftliche Entwicklung in die Prognose ein.
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Abb. 3a: Schwefeldioxidemissionsintensität
Quelle: siehe Abb. 3
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Mio. USD-1, 1995: 22,9 t SO2 Mio.
USD-1 sowie 2000: 11,5 t SO2 Mio.
USD-1. In den dargestellten Transfor-
mationsstaaten (Tschechien, Polen,
Slowakei, Ungarn) wurde die Emissi-
onsintensität im Zeitraum 1990 bis 2000
um 81,6 % verringert, was weit über
der prozentualen Verringerung der
SO2-Emissionsintensität der übrigen
dargestellten Staaten von 50,4 % liegt.
Trotz der Effizienzsteigerung der
Volkswirtschaften Ostmitteleuropas
hinsichtlich der SO2-Emissionen über-
steigen die Emissionsintensitäten auch
weiterhin die der übrigen dargestell-
ten Staaten um ein Mehrfaches: 1990
wiesen die SO2-Emissionsintensitäten
der ostmitteleuropäischen Staaten
noch den 20,7fachen Wert der ande-
ren dargestellten Staaten auf, 1995
überstiegen sie diese nur noch um das
13,3fache, und für das Jahr 2000 ist ein
rund 7,7facher Wert anzunehmen.
Neben einer in der Regel überdurch-
schnittlichen Verringerung der SO2-
Emissionsmenge in den Staaten Ost-
mitteleuropas in den 1990er Jahren
lässt sich die massive Verringerung
der Emissionsintensitäten auf das über-
durchschnittliche Wirtschaftswachs-
tum der betreffenden Staaten im Ver-
gleichszeitraum zurückführen.

Der anhand der Schwefeldioxid-
emission exemplarisch dargestellte
Anpassungsprozess der Emissionsra-
ten der Transformationsstaaten Ost-
mitteleuropas findet sich in ähnlicher
Ausprägung hinsichtlich der Emission
von Stickoxiden, Kohlenmonoxid,
Staub und Kohlendioxid.

Der Energieverbrauch in den Trans-
formationsstaaten Ostmitteleuropas
im internationalen Vergleich
Der überwiegende Teil der Emissio-
nen von Luftschadstoffen ist auf die
Nutzung fossiler Primärenergieträger
zurückzuführen. Die Untersuchung der
Effizienz und der Effektivität (genau-
eres hinzu siehe BARTLING und LUZIUS

1998) des Einsatzes unterschiedlicher
Energieträger bildet somit eine we-
sentliche Grundlage zur Interpretati-
on der Ursachen der Umweltver-
schmutzung im internationalen Ver-
gleich.

Energie ist ein Teil der Basisinfra-
struktur einer Volkswirtschaft. Ein
funktionierender Energiesektor mit
einer hohen Versorgungssicherheit und
nahe an den Entstehungskosten lie-

genden Preisen trägt erheblich zur
Wettbewerbsfähigkeit einer Volks-
wirtschaft im internationalen Ver-
gleich bei. Allerdings kann ein effizi-
enter Umgang mit Energie aber
lediglich dann erreicht werden, wenn
die Energiepreise die Kosten der En-
ergieproduktion nicht unterschreiten.
In den meisten (auch westeuropäischen
Staaten) war und ist die Energiever-
sorgung durch stark vertikal integrier-
te – häufig in Staatsbesitz befindliche –
Monopolunternehmen beherrscht.
Eine Auflösung dieser Monopole er-
möglicht eine Effizienzsteigerung so-
wohl der Energieproduktion als auch
der Verwaltung sowie den Absatz von
Energie an den Verbraucher zu Prei-
sen, welche den Erzeugerkosten näher
sind.

Im Vergleich zu Westeuropa lassen
sich für die mittelost- und osteuropäi-
schen Energiemärkte einige charakte-

ristische Unterschiede feststellen (SIN-
CLAIR 1997):
• durch Subventionen niedrig gehal-

tene Energiepreise,
• eine hohe Energieintensität (siehe

Abb. 4),
• eine hohe Investitionsbedürftigkeit

der technischen Anlagen,
• eine schlechte Zahlungsmoral der

Kunden der Energieversorger und
• eine große Abhängigkeit von En-

ergieimporten aus Russland.
Nach dem Zerfall des “Rats für gegen-
seitige Wirtschaftshilfe” (RGW) – in
dem billige Energielieferungen aus der
Sowjetunion durch die Lieferung von
Industriegütern in der Art eines nicht-
monetären Tauschsystems kompen-
siert wurden – mussten Primärener-
gieträger zu Weltmarktpreisen impor-
tiert werden, was mit deutlichen Preis-
anstiegen für den Verbraucher ver-
bunden war. Trotz des Preisanstieges
liegen die Preise für russische Primär-
energieträger (Gas und Rohöl) wegen
des auf Russland ausgerichteten Pipe-
linesystems und der auch damit ver-
bundenen geringeren Transportkosten
unter denen der Konkurrenten. So
deckten die Tschechische Republik
1993 noch 98 % und Polen 60 %3 ihres
Gasbedarfs durch Importe aus Russ-
land (SINCLAIR 1997). Der Hauptener-
gieverbrauch in der sozialistischen Ära
war – wie in Abbildung 5, anhand des
Beispiels Ungarn, exemplarisch dar-
gestellt – die Industrie.

Während die internationalen Öl-
preisschocks der 1970er und 1980er
Jahre ein Stagnieren des Energiever-
brauchs in marktwirtschaftlich organi-
sierten Staaten bewirkten, stieg dieser
in ostmittel- und osteuropäischen Staa-
ten im Zeitraum von 1973-1985 um
durchschnittlich 2,71 % a-1 an (UNI-
DO 1992). Heute dominieren im inter-
nationalen Vergleich des absoluten
Energieverbrauchs die nichteuro-
päischen – in Abbildung 5 dargestell-
ten – Staaten: Die Vereinigten Staa-
ten von Amerika wiesen im Jahr 1997
einen Verbrauch von 90,5 EJ (1 EJ
(Exajoule) = 1018 J) auf, die Russische
Föderation erreichte einen Verbrauch
von 25,8 EJ, Japan von 21,5 EJ. Hin-
sichtlich des Pro-Kopf-Verbrauchs
lässt Abbildung 6 in Europa zwei in-
terferierende räumliche Muster erken-
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Abb. 4: Die Elektrizitätspreise für
private Haushalte (oben) und die
Industrie (unten) in den Jahren 1989 und
1995
Quelle: IEA 1996, S. 412

3 Die übrigen 40 % deckt Polen aus eigenen Vor-
kommen.
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nen: Ein primär klimatisch bedingtes
Nord-Süd-Gefälle sowie ein zentral-
peripheres, primär wirtschaftlich ver-
ursachtes Gefälle. Den höchsten ein-
wohnerbezogenen Energieverbrauch
der dargestellten Staaten weist im Jahr
1997 Island mit 353,1 GJ Einwohner -1

auf. Luxemburg folgt mit 348,2 GJ Ein-
wohner -1. Der Pro-Kopf-Energiever-
brauch Polens liegt mit 117,9 GJ Ein-
wohner -1  unterhalb des Durchschnitts
der ostmitteleuropäischen Transfor-
mationsstaaten Slowenien, Slowakei,
Polen, Ungarn und Tschechische Re-
publik (130,9 GJ Einwohner -1). In Be-
zug auf die Energieintensität lässt die
Abbildung ein deutliches Gefälle zwi-
schen West- und Westmitteleuropa,
Ostmitteleuropa und insbesondere
Osteuropa erkennen: Während die
Staaten der Europäischen Union ei-
nen BSP-bezogenen Energieverbrauch
von 7,5 MJ Mio. USD -1 aufweisen, be-
trägt dieser in den Staaten Ostmitte-
leuropas 27,7 MJ Mio. USD -1, in den
übrigen Transformationsstaaten 55,6 MJ
Mio. USD -1.

Regionale Unterschiede in der
Umweltbelastung – das Beispiel
Polen
Nicht allein im internationalen Ver-
gleich differieren die Emissionsmen-

gen deutlich, auch innerhalb der ein-
zelnen Staaten ist eine klare Differen-
zierung in Abhängigkeit von der Wirt-
schaftsstruktur, der Bevölkerungsdich-
te u. a. feststellbar.

Der interregionale Vergleich der
Gasemissionsmenge – ohne CO2-
Emissionen – (Abb. 7 und 7a) in Po-
len zeigt zwischen den dargestellten
alten (bis zum 31.12.1998 existieren-
den) Wojewodschaften deutliche Dif-
ferenzen sowohl hinsichtlich der Emis-
sionsmenge, der einwohnerbezogenen
Emissionen (Einheit Gasemission pro
Einwohner), der flächenbezogenen
Emissionsraten (Einheit Emission pro
Flächeneinheit) als auch der Emissi-
onsintensitäten (Einheit Gasemissi-
on pro Einheit BSP)4.
Die höchsten absoluten Emissionen
werden in den stark industrialisierten
städtischen Agglomerationen erreicht.
Dies gilt in erster Linie für das Ober-
schlesische Industrierevier – Wojewod-
schaft Kattowitz (Katowice) –, wo mit
1 505,1 Kt rund 12,9 % der polnischen
Gasemissionen ausgestoßen werden,
aber auch die Wojewodschaften War-
schau, Krakau (Kraków) und Lodz
(Łódź) weisen ebenso überdurch-
schnittliche Emissionsraten auf wie die
landwirtschaftlich dominierten Woje-
wodschaften Konin, Jelenia Góra
(Hirschberg) und Piotrków Trybu-
nalski (Petrikau), deren Industriestruk-
tur durch die Gewinnung und die Ver-
stromung von Braunkohle – unter dem
Einsatz keinerlei bzw. veralteter Gas-
filtertechnik – dominiert wird. So lie-
gen die Filterungsraten (prozentualer
Anteil der zurückgehaltenen Emissio-
nen an den entstandenen Schadstof-
fen) in den drei genannten Wojewod-
schaften bei 28,8 % in der Wojewod-
schaft Piotrków Tryb., 13,8 % in der
Wojewodschaft Jelenia Góra und
4,7 % in der Wojewodschaft Konin.
Die geringsten absoluten Gasemissio-
nen lassen sich in den schwach indus-
trialisierten, landwirtschaftlich gepräg-
ten Wojewodschaften Nord-, Mittel-
und Ostpolens feststellen.

Neben der Schadstoffbelastung au-
tochthoner Herkunft hat jedoch auch
der interregionale Schadstofftransport
für die Luftqualität des Oberschlesi-
schen Industriereviers eine große –
 wenn auch aufgrund der Folgen der
Systemtransformation verringerte –
Bedeutung. Insbesondere das südlich
gelegene Industrierevier von Ostrava

(Tschechische Republik) trägt einen
erheblichen Teil zu dem internationa-
len atmosphärischen Schadstofftrans-
port bei (JAROŃ 1997).

Aufgrund der unterschiedlichen
sektoralen Wirtschaftsstruktur und der
stark differierenden wirtschaftlichen
Leistungsfähigkeit der einzelnen Wo-
jewodschaften (vgl. hierzu z. B. PÜTZ

1998) lässt sich zwischen den absolu-
ten Emissionen und den Emissionsin-
tensitäten (Abb. 7 und 7a) keine deut-
liche Korrelation nachweisen: Wäh-
rend die städtischen Wojewodschaf-
ten trotz ihres hohen Bevölkerungsan-
teils und dem – im Vergleich zum
Landesdurchschnitt – überproportio-
nal großen Anteil des sekundären Wirt-
schaftssektors vergleichsweise gerin-
ge Emissionsintensitäten aufweisen,
gilt dies in umgekehrter Weise für land-
wirtschaftlich geprägte, schwach in-
dustrialisierte Räume: Die Emissions-
intensitäten sind vergleichsweise hoch,
da zwar geringen Emissionsmassen
auch geringe Bruttosozialprodukte ge-
genüberstehen. Zurückzuführen ist
diese räumliche Differenzierung auf
die hohe Wertschöpfung der städti-
schen Wirtschaft, die im Vergleich zu
der Emission von Schadstoffen über-
proportional ansteigt; dies gilt ins-
besondere in Städten mit einem domi-
nierenden tertiären Wirtschaftssektor
– in erster Linie für die Hauptstadt
Warschau, die mit 37,5 t  Mio. USD-1

(BSP) die geringste Gasemissionsin-
tensität aller polnischen Wojewod-
schaften aufweist. Bemerkenswert
hohe Emissionsintensitäten lassen sich
für die Wojewodschaften Konin, Jele-
nia Góra und Piotrków Tryb. nachwei-
sen, in denen ein hoher industrieller
Schadstoffausstoß durch den Betrieb
von Braunkohlegroßkraftwerken bei
einer gleichzeitigen geringen Wert-
schöpfung der regionalen Wirtschaft
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Abb. 5: Der Energieverbrauch in
Ungarn
Quelle: Hungarian Statistical Office 2000, S.  211

4 Aufgrund der Beschränkung der polnischen amtli-
chen Statistik auf die Berechnung industrieller Emis-
sionen wurden hinsichtlich der Ermittlung regiona-
ler Gesamtemissionen eigene Berechnungen nötig.
Die der Karte zugrundeliegenden Berechnungen des
Autors beziehen sich auf den Primärenergiever-
brauch industrieller und nichtindustrieller Emitten-
ten auf Wojewodschaftsebene. Hierbei wurde un-
ter Verwendung von fuzzy-sets der regionale Ver-
brauch von Primärenergieträgern unter Zuhilfenah-
me des Kraftfahrzeugbestandes und der Einwoh-
nerzahl der einzelnen Wojewodschaften errechnet.
Die Menge der Schadstoffemissionen ergibt sich
aus dem Produkt von absolutem Energieverbrauch
und spezifischem Emissionsfaktor (Emission pro
Wärmeeinheit).
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Abb. 6: Energieverbrauch in Europa 1997
Quelle: nach bzw. berechnet nach Fischer Weltalmanach 2000; Rocznik Statystyczny1999; Mały Rocznik Statystyczny 1999
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zu konstatieren ist: Während im Lan-
desdurchschnitt der Anteil der Indus-
trie an den absoluten Gasemissionen
bei 19,4 % liegt, erreicht er in der

Wojewodschaft Konin 50,5 %, in der
Wojewodschaft Jelenia Góra 60,3 %
und in der Wojewodschaft Piotrków
Tryb. sogar 67,1 %.

Sowohl die flächen- als auch die ein-
wohnerbezogenen Gasemissionsraten
lassen eine deutliche räumliche Glie-
derung erkennen: Geringe Belastun-
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Abb. 7: Die Gasemissionen der einzelnen Wojewodschaften im Jahre 1998
Quelle: eigene Berechnungen nach Rocznik Statystyczny1999; Rocznik Statystyczny Województw 1999
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gen weisen die landwirtschaftlich do-
minierten Wojewodschaften Nord-
west- und Ostpolens auf. Aus der
vergleichsweise niedrigen absoluten
Einwohnerzahl dieser Wojewodschaf-
ten folgern – auch bei unterdurch-
schnittlichen Emissionsmengen – ver-
einzelt, wie in der Wojewodschaft
Ostołęka, überdurchschnittliche ein-
wohnerbezogene Emissionsraten. Die
höchsten flächenbezogenen Emissions-
raten lassen die Wojewodschaften
Lodz – primär wegen der Kleinflächig-
keit dieser Wojewodschaft – und Kat-
towitze – aufgrund der hohen Emissi-
onsraten, trotz einer größeren flächen-
haften Ausdehnung – erkennen. Somit
liegen die bevölkerungsbezogenen
Emissionsraten – bedingt durch die
hohe Einwohnerzahl – in der Woje-
wodschaft Lodz unter dem landeswei-
ten Durchschnitt, während in der Wo-
jewodschaft Kattowitze die einwohn-
erbezogenen Emissionsraten – wegen
der hohen Gasemissionsrate – mit
0,39 t Einwohner-1 über dem Mittel lie-
gen. Die Wojewodschaften Konin, Je-
lenia Góra und Piotrków Tryb. lassen
aufgrund einer geringen absoluten
Bevölkerungszahl bei gleichzeitig ho-
hen absoluten Emissionsraten sehr
hohe Pro-Kopf-Gasemissionsraten er-
kennen, während die flächenbezoge-
nen Emissionen zwar den landeswei-
ten Durchschnitt übertreffen, jedoch
unter denen der kleinflächigen urba-
nen Wojewodschaften Lodz, Warschau
und Krakau und denen des industriel-
len Zentrums Polens, der Wojewod-
schaft Kattowitz, liegen

In Abhängigkeit von unterschied-
lichen Bezugsgrößen lassen sich dem

gemäß deutliche Differenzen hinsicht-
lich der räumlichen Verteilung von
Luftschadstoffemissionen dokumen-
tieren: Zwar weisen stark verstädter-
te Wojewodschaften höhere absolute
und flächenbezogene Emissionen auf,
doch liegen die Emissionen pro Kopf
bzw. Einheit Bruttosozialprodukt auf-
grund höherer Einwohnerdichten
bzw. einer höheren Wertschöpfung in
den wirtschaftsstarken städtischen
Wojewodschaften deutlich unter de-
nen dünnbesiedelter, ländlicher Wo-
jewodschaften.

Ursachen für die im Vergleich zu
den Staaten der EU höheren Um-
weltbelastungen
In modernen Volkswirtschaften wer-
den die Produktionsfaktoren durch den
Menschen gezielt für die Produktion
von Massengütern – aber auch diffe-
renzierten Waren und Dienstleistun-
gen – eingesetzt. Anders als traditio-
nelle agrarische Gesellschaften, deren
Fortbestand von der effizienten Nut-
zung des Faktors Boden sowie der
Kultivierung bzw. Domestizierung von
Pflanzen und Tieren abhängig ist, sind
industrielle Gesellschaften gezwungen,
komplexe industrielle Fertigungspro-
zesse zu organisieren. Umweltproble-
me stellen gemeinhin die Folge einer
strukturellen Beeinträchtigung der
Steuerungs- und Innovationskapazität
insbesondere in modernen Volkswirt-
schaften dar. Die weitgehend kosten-
freie Inanspruchnahme – sowohl in
zentralgeplanten Wirtschaftssystemen
als auch in Marktwirtschaften – zieht
das Entstehen externer Umweltkos-
ten nach sich. In Marktwirtschaften
kann hierbei – aus wohlfahrtstheoreti-
scher Sicht – von einem Marktversa-
gen, in zentralgeplanten Wirtschaften
von einem Planversagen ausgegangen
werden. Dieses Versagen der wirt-
schaftssystemaren Steuerungsmecha-
nismen führt zu einem Allokations-
versagen, da ein Anstieg der Markt-
preise in marktwirtschaftlichen Sys-
temen oder eine Änderung von
Plankennziffern in zentralgeplanten
Wirtschaftssystemen als Folge der
Ressourcenverknappung ausbleibt.

Historische Ursachen
Sozialistische Staaten verfügen im
Vergleich zu marktwirtschaftlich or-
ganisierten Staaten hinsichtlich der
Durchsetzung umweltpolitischer Zie-

le zwar über einen beachtlichen Hand-
lungsspielraum wie beispielsweise
durchgreifende Organisationsmöglich-
keiten zur Durchsetzung des Allge-
meininteresses (näheres hierzu siehe
JÄNICKE 1989 und KÜHNE 1999), doch
wiesen, wie in den vorangegangen
Abschnitten erläutert, die Staaten
Ostmitteleuropas zum Ende der sozi-
alistischen Ära vergleichsweise hohe
spezifische Emissionsraten auf, die auf
ein Überwiegen systemimmanenter
Nachteile hinsichtlich des Umganges
mit der Umwelt schließen lassen. In
zentralgeplanten Wirtschaften kommt
der einseitigen Ausrichtung auf eine
Maximierung des quantitativen Wirt-
schaftswachstums und der Erfüllung
von Wirtschaftsplänen eine Schlüssel-
rolle zu: Der Versuch sozialistischer
Staatsführungen, durch ein forciertes
Wachstum des Bruttosozialproduktes
die Überlegenheit ihres Wirtschafts-
system unter Beweis zu stellen, führte
angesichts des deutlichen Rückstan-
des der materiellen Versorgung der
Bevölkerung zu einer Wohlstandsma-
ximierung u. a. auf Kosten der Um-
weltqualität. Mangelnde Investitionen
in umweltgerechtere Produktionsme-
thoden, in Emissionsfilteranlagen und
Produktionseinschränkungen waren
nach BOROWIAK und LUBIEWA-WI-
LEżŃSKI (1997) nur sekundär auf die
Sicherung des Existenzminimums der
Bevölkerung ausgerichtet, sondern
dienten dem Ziel, die kommunistische
Herrschaft durch die Lieferung von
Waffen und zivilen Gütern möglichst
weit auszudehnen.

Die sozialistischen Staaten in Ost-
mittel- und Osteuropa waren sowohl
für die Produktion selbst als auch für
deren Regulation verantwortlich; der
sich hieraus ergebende Konflikt wur-
de in der Regel zu Lasten der Umwelt
gelöst. Ferner wurden den Budgets für
Umweltinvestitionen nur sehr geringe
Prioritäten eingeräumt, und selbst die-
se Investitionsziele der Pläne wurden
in der Regel nicht erreicht (OECD
1992), die Investitionsvolumina in be-
triebliche Umweltschutzmaßnahmen
belief sich zu Beginn der 1980er Jahre
in den sozialistischen Staaten Mittel-
ost- und Osteuropas lediglich auf rund
1,0 % der Gesamtinvestitionssumme
(WEISSENBURGER 1985).

Die Industrialisierung der sozialis-
tischen Planwirtschaften erfolgte nach
dem Muster einer auch international
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Abb. 7a: Die Gasemissionsintensität 1998
Quelle: siehe Abb. 7
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arbeitsteiligen Zentralisierung, bei –
zumindest bis in die 1970er Jahre –
gleichzeitig einseitiger Bevorzugung
der Schwerindustrie. Daraus resultier-
te ein wesentlicher Anteil des Güter-
transports an der Umweltverschmut-
zung. Für die UdSSR weist WEISSEN-
BURGER (1984) für den Beginn der
1980er Jahre einen Anteil der CO-
Emissionen durch den Transport von
63-90 % nach. Der Anteil an den Koh-
lenwasserstoffemissionen lag im sel-
ben Zeitraum bei 46-64 %.

Die Standortwahl für neu zu errich-
tende Betriebe wurde nicht im Sinne
nationaler Bedürfnisse entschieden,
sondern orientierte sich am sowje-
tischen Vorbild, dessen ökonomische
und ökologische Voraussetzungen sich
sowohl bezüglich des Städtesystems,
der Wirtschaftsstruktur, des Klimas,
der Böden etc. fundamental von den
Gegebenheiten in den Staaten Ost-
mitteleuropas unterschieden. Um “ka-
pitalistische Standortsysteme” (BUCH-
HOFER 1989) aufzulösen und ein sys-
temtragendes, starkes Industrieprole-
tariat zu schaffen, wurden weitere
schwerindustrielle Standorte abseits
des Oberschlesischen Industriereviers
in vielen Städten mit mehrheitlich kon-
servativ eingestellter Bevölkerung wie
Krakau, Warschau und Częstochowa
(Tschenstochau) gegründet (JAŁO-
WIECKI 1991). Neben politischen Über-
legungen ist das Kriterium minimaler
erforderlicher Aufwendungen auch
dann standort(mit)bestimmend, wenn
deutliche ökologische Schäden oder
auch die Schädigung historischer Bau-
substanz zu erwarten waren (WEISSEN-
BURGER 1984). Die zentrale Wirt-
schaftsplanung und -steuerung nötigte
die betreffenden Staaten zu einer größt-
möglichen Vereinheitlichung auf
möglichst allen Teilgebieten des wirt-
schaftlichen Handelns, dadurch wur-
de den lokalen und regionalen klima-
tischen, siedlungsgeographischen und
ökologischen Charakteristika nicht in
genügender Weise Rechnung getra-
gen. So wurden in der UdSSR noch zu
Beginn der 1970er Jahre – unabhängig
vom Standort – im ganzen Land stan-
dardisierte Steinwolle-Fabrikationsan-
lagen errichtet, auch in einem dichtbe-
siedelten Moskauer Stadtteil, wo in-
folgedessen die Phenolkonzentration
der Luft für die Bevölkerung gefährli-
che Ausmaße annahm (GELDMANN

1972).

Aus den horizontalen als auch vertika-
len Unternehmenskonzentrationen re-
sultierten verstärkte räumlichen Dis-
paritäten. Es entstanden industrielle
Ballungsräume, die hochkonzentrier-
te ökologische Belastungen aufwiesen,
sogenannte “Hot spots” der Umwelt-
verschmutzung, während weite Teile
des Landes völlig unterindustrialisiert
waren. Die Ursache für die Schaffung
weniger, nach Möglichkeit großer Be-
triebseinheiten in Zentralverwaltungs-
wirtschaften liegt, durch die in Art und
Umfang der Produktion geringe zen-
trale Steuer- und Planbarkeit vieler
Klein- und Mittelbetriebe, systemim-
manent begründet (EUCKEN 1990;
GAWLIKOWSKA-HUECKEL und KUC-
ZYŃSKI 1996).

Die rasch wachsenden industriellen
Ballungsräume der ostmittel- und ost-
europäischen Staaten waren und sind
in der Regel durch ein Funktionsge-
menge industrieller Großbetriebe, ter-
tiärwirtschaftlicher Betriebe und Wohn-
gebiete gekennzeichnet. Die weitver-
breitete Wohnblockbebauung war auf-
grund von Skalenvorteilen weitgehend
standardisiert und in der Regel in grau-
er Außenfarbe gehalten; häufig wurde
in solchen Wohnvierteln auf die Schaf-
fung von Grünanlagen verzichtet – eine
Stadtentwicklung, die JUCHNOWICZ

(1990) treffend als “pathologische Ur-
banisierung” kennzeichnete. In Ver-
bindung mit schlecht gewarteten, in
der Regel mit Kohle betriebenen und
ungefilterten zentralen Heizwerken,
einem unzureichenden Abwasser- und
Abfallbeseitigungssystem (KLARER

und FRANCIS 1997) ergab sich eine hohe
physische und psychische Belastung
der Bewohner.

Wirtschaftspolitische Autarkiebe-
strebungen führten zu einem primär
ressourcen- und nur sekundär produk-
tivitätsorientierten Wirtschaftswachs-
tum. Daraus resultiert, dass hohe Pro-
duktionskennziffern vorrangig durch
einen verstärkten mengenmäßigen
Einsatz von Rohstoffen, Energie und
Kapital unter Anwendung in der Re-
gel veralteter, umweltbelastender Pro-
duktionsmethoden erreicht wurden.
Die einseitige Orientierung der Wirt-
schaftsplanung auf den industriellen
Wirtschaftssektor, u. a. bedingt durch
die uneingeschränkte Vorrangstellung
des Militärs und die ideologisch be-
gründete Vorrangstellung der Arbei-
terschaft, sowie die gleichzeitige De-

gradierung eines überwiegenden Teils
des Dienstleistungssektors als in der
volkswirtschaftlichen Gesamtrech-
nung weitgehend unproduktiv, verhin-
derte die Weiterentwicklung sozialis-
tischer Wirtschaftssysteme zu einer von
Dienstleistungen geprägten spät- bzw.
nachindustriellen Gesellschaft im Sin-
ne der Fourastié’schen Entwicklung
der Wirtschaftssektoren.

Daraus resultiert ein offenkundiger
Einfluss der sektoralen Wirtschafts-
struktur auf den Zustand der Umwelt:
Der Dienstleistungssektor ist im Ver-
gleich zum Industriesektor in Bezug
auf die Wertschöpfung deutlich weni-
ger ressourcenintensiv. Zudem sind die
Produktionsmethoden und die Produk-
te weniger emissions- und abfallinten-
siv. Das Zurückbleiben des tertiären
Sektors verhinderte auch die Moder-
nisierung der anderen Wirtschaftssek-
toren, denn die Modernisierung einer
Wirtschaft, die optimale Nutzung gut
ausgebildeter sowohl nichtakademi-
scher und als auch in besonderem Maße
akademisch gebildeter Arbeitskräfte
wird in bedeutendem Maße von Um-
fang und Struktur des tertiären Sek-
tors bestimmt (GRAMATZKI 1991).

Der primär durch das gesellschaftli-
che System der unzureichenden Betei-
ligung der Bevölkerung an den Ent-
scheidungsprozessen begründete Ab-
sentismus der Mehrzahl der Arbeits-
kräfte führte zu einem raschen Verfall
des staatlichen Eigentums an Straßen,
Fabriken und Häusern (vgl. auch KLA-
RER und FRANCIS 1997). Die ohnehin
geringe Produktivität der sozialisti-
schen Wirtschaft wurde durch das ge-
ringe Verantwortungsgefühl der Ar-
beitskräfte weiter verringert; Repara-
turen beschädigter Fenster und Türen
wurden auch in Wohngebäuden häu-
fig aus Materialmangel, wegen billiger
Heizkosten etc. nicht durchgeführt.
Die daraus resultierenden verstärkten
Emissionen schränkten wiederum die
Lebensqualität ein, was erneut zu ei-
ner Verringerung der Motivation der
Arbeitskräfte führte – einer Entwick-
lung, die im Sinne der kybernetischen
Systemtheorie als positive Rückkopp-
lung zu beschreiben ist und als system-
destabilisierend angesehen werden
kann. Überdies führte das System der
kollektiven Bevormundung zu einer
allgemeinen Erwartungshaltung mit
der Folge, dass man auch die Lösung
von Umweltproblemen nicht in indivi-
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duellen und dezentralen Bemühungen
und konkurrierenden Lösungsansät-
zen sah, sondern vielmehr in zentralen
Staatseingriffen. Aus dem sorglosen
Umgang mit gesellschaftlichem Eigen-
tum resultierte ein erhebliches Gefah-
renpotenzial für die natürliche Um-
welt und den Menschen, insbesondere
bei der Nichtbeachtung von Sicher-
heitsvorschriften bei dem Transport
explosiver, feuergefährlicher und gif-
tiger Fracht. In der UdSSR betrug zu
Beginn der 1980er Jahre der Trans-
portverlust von Massengütern (be-
sonders Mineraldünger und Zement)
bis zu 20 % (WEISSENBURGER 1984).

In sozialistischen Wirtschaften ist
in allen Wirtschaftsbereichen eine
Nutzungsdauer des Kapitalstocks zu
konstatieren, die weit über dem in
marktwirtschaftlichen Systemen übli-
chen Wert liegt, da erforderliche Er-
satzinvestitionen zugunsten von Erwei-
terungsinvestitionen in der Regel ver-
nachlässigt wurden und völlig unzurei-
chend waren. Ein erheblicher Teil der
Umweltverschmutzung in Staaten mit
zentralgesteuerter Wirtschaft wurde
also durch einen übermäßig hohen
spezifischen Rohstoffverbrauch ver-
alteter, mangelhaft gewarteter und mit
qualitativ minderwertigen Ersatztei-
len bestückter Produktionsanlagen
verursacht. Zudem wiesen Betriebe –
wie andere Wirtschaftssubjekte auch –
in Planwirtschaften aufgrund der unsi-
cheren quantitativen und qualitativen
Versorgung mit Produktionsmitteln
und Ersatzteilen (und in Privathaus-
halten insbesondere mit Konsumgü-
tern) ein ausgeprägtes Hortungsver-
halten auf5. Ferner wird ein verschwen-
derischer Ressourcenumgang durch
die Konkursunfähigkeit aufgrund ei-
nes permanenten Subventionsflusses
gefördert – solche finanziellen staatli-
chen Mittel enthoben die Betriebe des
Verlust- oder gar Konkursrisikos, so
dass kein hinreichender Grund zu ei-
nem sparsamen bzw. gewinnbringen-
den Einsatz von Produktionsmitteln
bestand. Dies führt zu den im Ver-
gleich zu marktwirtschaftlichen Indus-
triestaaten deutlich erhöhten Roh-
stoff-, Emissions- und Energieintensi-
täten der Produktion.

Neben Mängeln in der Gesetzge-
bung gehörten auch Mängel in deren
Vollzug zum Charakteristikum sozia-
listischer Planwirtschaften in Ostmit-
tel- und Osteuropa (WEISSENBURGER

1985): Die rechtsanwendenden Orga-
ne wiesen eine sehr leichtfertige Ein-
stellung gegenüber der Übertretung
der Umweltgesetze auf, was häufig auf
enge Beziehungen zwischen Betrie-
ben und Planungsbehörden zurückzu-
führen war. Diese leichtfertige Ein-
stellung findet unter anderem darin
ihren Ausdruck, dass
• die Anwendung von Minimalsank-

tionen durch die Gerichte den Re-
gelfall darstellte,

• häufig Rechtsverletzungen – bei de-
nen eigentlich eine strafrechtliche
Verfolgung vorgesehen war – nur
auf verwaltungsrechtlichem Weg
geahndet wurden,

• ein erheblicher Teil der Verstöße
gegen Umweltgesetze straflos blieb,

• die Gerichte bei Zivilklagen die
Entschädigungssummen zu niedrig
ansetzten,

• der Aufklärungsgrad bei Umwelt-
schutzvergehen niedrig war und

• die für den Umweltschutz zustän-
digen Inspektionen ihre verwal-
tungsrechtlichen Möglichkeiten nur
unzureichend ausschöpften (bei
WEISSENBURGER (1985) findet sich
hierzu eine Reihe von Beispielen
aus der Rechtspraxis der Sowjetuni-
on).

Die (sehr geringen) Strafen, die auf-
grund von Verstößen gegen die Um-
weltgesetzgebung verhängt wurden,
wurden sowohl von den Betrieben als
auch von vorgesetzten Stellen als lau-
fende Kosten akzeptiert (OECD 1992),
zumal die verhängten Strafen aus dem
Bilanzgewinn bezahlt wurden, d. h. vor
der Verteilung des Gewinns zwischen
Unternehmen und Staat, was letztlich
bedeutete, dass die Zahlung von Geld-
bußen auch auf Kosten des Gewinnan-
teils bezahlt wurde, der an den Staats-
haushalt abzuführen war.

Für das Kontrollsystem der sozialis-
tischen Wirtschaft war – nicht allein
im Umweltbereich – “eine sehr be-
grenzte Wirksamkeit” (WELFENS 1993)
charakteristisch. Die Ergebnisse einer
Befragung von Mitarbeitern von Ins-
pektionen mit Umweltschutzaufgaben
in der UdSSR im Zeitraum von 1976-
1980 ergaben, dass rund 80 % dieser
Inspektoren der Ansicht waren, dass
die Leiter von Betrieben und Organi-
sationen ihre Verpflichtungen auf dem
Gebiet des Umweltschutzes zwar kann-
ten, aber sie nicht hinreichend befolg-
ten (WEISSENBURGER 1984). Bei einer

1985 in Polen durchgeführten Umfra-
ge unter 1 011 Beschäftigten gestan-
den 57 % der Befragten ein, bei ihrer
Arbeit bewusst Umweltschutzgesetze
zu verletzen, ohne befürchten zu müs-
sen, hierfür zur Rechenschaft gezogen
zu werden (POSKROBKO 1986). Der
Mangel an geeigneter technischer
Ausstattung und ausreichend ausge-
bildetem Personal bei den Kontrollor-
ganen verhinderte zudem genaue Mes-
sungen von Emissionen und Immissio-
nen (WELFENS 1993). Auch war die
Kontrolle von großen Industriebetrie-
ben durch kommunale Behörden auf-
grund der intensiven Einflussnahme
der Unternehmen auf die städtische
Verwaltung in der sozialistischen Ära
unmöglich (mehr zu der engen Ver-
flechtung zwischen Industrieunterneh-
men und kommunaler Verwaltung sie-
he DOMAŃSKI 1997).

Aufgrund der Beseitigung der Um-
weltschäden nach dem Gemeinlastprin-
zip (bzw. deren Ignorierung) ergibt
sich für sozialistische Planwirtschaf-
ten – wie auch in Marktwirtschaften –
eine Divergenz volks- und betriebs-
wirtschaftlicher Interessen, Ziele und
Bewertungskriterien: Während es im
Interesse der Gesellschaft, also letztlich
des Staates, lag, auch die Belange der
Umwelt, der Landwirtschaft etc. zu
vertreten, sahen sich die Betriebe pri-
mär der Erfüllung ihrer Plankennzif-
fern verpflichtet.

Der technische Fortschritt weist
nicht allein einen entscheidenden Ein-
fluss auf das Wirtschaftswachstum auf,
vielmehr kommt ihm auch bezüglich
der Umweltpolitik eine zentrale Be-
deutung zu (CANSIER 1993, S. 75): Ein
fortgeschrittenes technisch-organisato-
risches Wissen ermöglicht den wirksa-
meren Einsatz der Produktionsfakto-
ren. Mit gegebenen Einsatzmengen der
Produktionsfaktoren lassen sich daher
– nach erfolgtem Fortschritt – mehr
Güter erzeugen als zuvor. Hinsicht-
lich des Umweltbereiches führt der
technisch-organisatorische Fortschritt

5 Dieses Hortungsverhalten in der Wirtschaft wurde
dadurch ermöglicht, dass jeder einzelne, an der In-
formationsübermittlung Beteiligte, die Informationen
gemäß seinen Interessen filterte, so dass die not-
wendigen Produktionsaufwendungen systematisch
als zu hoch, die damit mögliche Produktion syste-
matisch als zu niedrig angesetzt wurde. Dieses Phä-
nomen der “weichen Pläne” beschränkt sich nach
DELHAES (1991) keineswegs auf die unterste Ebene
des Apparats.



EUROPA REGIONAL 9(2001)112

6 Der Vergleich der Emissionsvermeidungskosten
und der Emissionsabgaben basiert allerdings auf
der unrealistischen Annahme stetiger Kostenver-
läufe sowie in ihrer Reinigungsleistung beliebig teil-
barer Emissionsminderungsanlagen. Ferner kann
die Ausrichtung des Handelns der Emittenten an
Grenzvermeidungskosten als unrealistisch gelten,
da sich diese vielmehr an den gesamten Anschaf-
fungs- und Betriebskosten der neuen Vermeidungs-
technologien orientieren, denen kapitalisierte Ab-
gabenersparnisse gegenüberzustellen sind. Daraus
resultiert: Je länger die Amortisationsdauer der neu-
en Emissionsvermeidungsanlage, desto geringer ist
die Wahrscheinlichkeit der Investition der Unterneh-
men in neue Umweltschutztechnologien (vgl. NASS

1996 und KABELITZ 1984).
7 Eine bedeutende Rolle spielt hierbei die Durch-
setzung der Normen ISO 14000 und ISO 9000-9004
und der in ihnen enthaltenen Umweltstandards im
Zusammenhang mit der Qualität der Produkte bzw.
der Organisation der Produktion sowie deren Kon-
trolle (WĘGLARCZYK 1996, S. 15), insbesondere we-
gen der größeren Erfolgschancen der gemäß den
EU-Normen produzierten Waren (GÓRKA 1995).

zu einer wirksameren und somit res-
sourcensparenden Nutzung der Pro-
duktionsfaktoren.

Der, sich in den Nachkriegsjahr-
zehnten verstärkende, allgemeine tech-
nische Rückstand sozialistischer Plan-
wirtschaften gegenüber den europäi-
schen und nordamerikanischen markt-
wirtschaftlich organisierten Volkswirt-
schaften in allen nichtmilitärischen
Wirtschaftsbranchen (folglich auch der
Umwelttechnik) lässt sich nur unzu-
reichend mit volks- und betriebswirt-
schaftlichen Eigenheiten des sozialis-
tischen Systems erklären. Sozialisti-
sche Planwirtschaften sind vielmehr
durch eine Reihe von Innovationsbar-
rieren geprägt (vgl. BATE und ChILD

1987; JÄNICKE 1989; ZIMMERMANN 1993;
BALCEROWICZ 1995; BALCEROWICZ 1999
und KÜHNE 1999):
• Die zentrale Planung beschäftigt

sich vorwiegend mit Details der
Produktion, anstatt sich auf die Be-
einflussung von Rahmenbedingun-
gen und Konsensprozesse zu kon-
zentrieren.

• Das Preissystem lässt sich als unfle-
xibel charakterisieren, gibt also
wichtige Informationen über die
Veränderung von Produktionskos-
ten nicht weiter.

• Die Produktionsorientierung und
-motivation wird vom Zentrum be-
stimmt und weist nur eine ungenü-
gende Ausrichtung auf die Bedürf-
nisse von Konsumenten, Bürgern
sowie neuen Erfordernissen und
Rahmenbedingungen auf.

• Die Vertreter von Schwerindustri-
en sind in der Planungshierarchie
überrepräsentiert und sehen sich so
in der Lage, ihre spezifischen Inte-
ressen gegenüber anderen Wirt-
schaftsbranchen durchzusetzen.

• Das Wirtschafts- und Innovations-
potenzial von Informationen und
Dienstleistungen wird missachtet.

• Ein starker Zentralismus führt zu
einer Schwächung der Position von
Kommunen und Regionen.

• Die Missachtung intellektueller Eli-
ten bzw. deren sozialistischer Poli-
tik induzierte eine Schwächung von
Forschung und Wissenschaft und
führte somit zu einer Aushöhlung
des Innovationspotenzials. Die Aus-
richtung großer Teile der Wissen-
schaft – insbesondere der Geistes-,
Sozial-, Wirtschafts- und Umwelt-
wissenschaften – auf den Nachweis

der Überlegenheit des sozialisti-
schen Gesellschaftssystems sowie
die Auswahl der Wissenschaftler
nach dem Prinzip der Systemkon-
formität ließen eine wertfreie Über-
prüfung gesellschaftlicher Prozesse
nahezu unmöglich werden. Die da-
mit vollzogene Politisierung der
Wissenschaft als systemstabilisie-
rendes Element erschwerte bzw.
verhinderte Innovationen im Bil-
dungssystem, im Wirtschaftssystem
und im Bereich des Umweltschut-
zes.

• Aufgrund der hohen Anfälligkeit
der zentralen Planung für Fehlsteu-
erungen des Produktionsprozesses
– insbesondere bei der Einführung
neuer Produkte, aber auch von neu-
en Produktionsmethoden – wurde
auf die Einführung neuer Produkte
bzw. die Umsetzung von Prozessin-
novationen häufig verzichtet.

Gegenwärtige Entwicklungen
Im Zusammenhang mit der System-
transformation vollzieht sich eine Rei-
he von Änderungen hinsichtlich der
Interferenzen der Systeme Gesell-
schaft und Umwelt. Hierbei lassen sich
sowohl emissionsminimierende als
auch emissionsmaximierende Prozes-
se durch die Änderung der gesell-
schaftssystemaren Wirkungszusam-
menhänge identifizieren.

Als emissionsmindernde Verände-
rungen im Prozess der gesellschaftli-
chen Systemtransformation können –
wie aus den vorangegangenen Darle-
gungen resultiert – folgende Modifi-
kationen der Interferenzen zwischen
den Systemen Gesellschaft und Um-
welt gelten (vgl. auch WELFENS 1993;
KÜHNE 2000a):
• Die Unternehmen werden durch

die Geltung von Weltmarktpreisen
gezwungen, ihre rohstoff- und ener-
gieintensive Produktionsweise zu
revidieren. Der sukzessive Abbau
subventionierter Energiepreise sti-
muliert die Senkung der Energie-
intensität und die Entwicklung neu-
er energiesparender Produkte und
Produktionsverfahren. Die sektorale
Zusammensetzung der Wirtschaft
ändert sich zugunsten des emissi-
onsarmen tertiären, auf Kosten des
umweltintensiven sekundären und
auch des primären Wirtschaftssek-
tors, der Anteil der Industrie am
Energieverbrauch wird bei gleich-

zeitig schrumpfenden Energiebe-
darf verringert6 (Abb. 5).

• Um eine Aufnahme in die Europä-
ische Union mit ihren hohen Um-
weltstandards7 zu erreichen, ist mit
der Übernahme der aquis commu-
nautaire die Implementierung öko-
logiekonformer Emissionsvermeid-
ungs- und -verminderungstechniken
notwendig. Im Einzelnen handelt es
sich hierbei um Maßnahmen wie
Recycling, Mehrwegverpackungen,
ökologische Müllverwertung, um-
weltfreundliche Haushalts- und
Chemieprodukte, moderne Ver-
kehrssysteme etc. (WELFENS 1988).
Hierfür sind jedoch eine breitange-
legte Aufklärung, eine verbesserte
Ausbildung und ein umfangreicher
Wissenstransfer den betroffenen
Behörden und Unternehmen nötig.

• Die Änderung der Zielsetzung der
Wirtschaftspolitik bewirkt die Ab-
kehr vom Ideal des quantitativen
Wachstums und eine Zuwendung zu
einem Zielkatalog, mit dem primär
ein qualitatives Wachstum verfolgt
wird. Die Abkehr von der Tonna-
ge-Ideologie der sozialistischen Ära
induziert langfristig einen angemes-
senen Umgang mit Rohstoffen.
Dennoch besteht weiterhin das Pro-
blem der Nutzung veralteter Pro-
duktionsanlagen sowie der funktio-
nalen Persistenz alter Eliten mit ei-
nem veralteten Kenntnisstand, da
es im Gegensatz zu der Transfor-
mation Ostdeutschlands nur einen
zahlenmäßig geringen Westimport
von funktionalen Eliten gab, aber
keinen nahezu kompletten Eliten-
wechsel.
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• Die Landwirtschaft wird aufgrund
des zunehmenden Konkurrenz-
drucks gezwungen, die ineffizienten
Wirtschaftspraktiken der sozialisti-
schen Ära zu überwinden. Zugleich
werden moderne agrarchemische
Produkte verfügbar, so dass die re-
lativen Umweltbelastungen pro Ge-
wichtseinheit Pestizid bzw. Dünge-
mittel rückläufig sind.

• Die Öffnung zum Weltmarkt er-
möglicht neben dem Import um-
weltfreundlicherer Energieträger
(Gas statt Kohle) auch den Import
effizienterer Produktionsmethoden
und effektiverer Emissionsvermei-
dungstechniken – allerdings war
diese Möglichkeit zu Beginn der
Transformation durch die allgemei-
ne Kapital- und Devisenknappheit
sowie die hohe Staatsverschuldung
erheblich eingeschränkt. Durch das
Wachstum der polnischen Wirt-
schaft, aufgrund des gesteigerten
Exportvolumens, stehen für die häu-
fig technisch aufwendige und teure
Installation von umweltschonenden
Produktionsverfahren bzw. Reini-
gungsanlagen nun verstärkt die not-
wendigen Mittel bereit.

• Insbesondere in den Zentren der
wirtschaftlichen Entwicklung der
Staaten Ostmittel- und Osteuropas
ist bei zunehmender wirtschaftlicher
Prosperität gleichzeitig mit einer
verstärkten Durchsetzung postma-
terialistischer Werte, so auch solcher,
die den Umweltschutz betreffen, zu
rechnen (vgl. hierzu INGLEHART

1998).
• Die mit der Gebiets- und Verwal-

tungsreform vollzogene Stärkung
bzw. Schaffung der kommunalen
und regionalen Selbstverwaltung
bedeutet eine verstärkte Legitimie-
rung der den Selbstverwaltungs-
organen untergeordneten (Um-
welt-) Behörden gegenüber den
schad-stoffemittierenden Unterneh-
men. Die enge Verflechtung von
Wirtschaft und Politik – insbe-
sondere auf lokaler Ebene – wird
sukzessive aufgelöst, so dass eine
wirksame Emissions- und Immissi-
onskontrolle der Unternehmen –
 auch durch kommunale Behör-
den – möglich wird.

Aus der Sicht der Unternehmen ent-
steht, auch in den sich transformieren-
den Staaten Ostmittel- und Osteuro-
pas, eine Vielzahl neuer Chancen aus

einer verstärkten Umweltorientierung,
z. B. aus der Entstehung neuer Märkte
(auch für umweltfreundliche Produk-
te), aus Wettbewerbsvorteilen, die aus
Umweltprämierungen erwachsen,
durch einen Reputationsgewinn, der
den Unternehmenswert auf dem Ka-
pitalmarkt erhöht, aus dem Zugewinn
gesellschaftlicher Legitimation der
Marktwirtschaft. Der Einfluss dieser
Faktoren ermöglicht eine Reihe von
Unternehmensreaktionen. Sie erstre-
cken sich von der Stilllegung einzelner
Betriebe bis hin zu der Forcierung von
umweltfreundlichen Prozess- und Pro-
duktinnovationen.

Allerdings existieren in der Über-
gangsphase vor dem Eintreten der Zie-
le des Transformationsprozesses eine
Reihe von Zielkonflikten, Mängel an
den Regulierungsmaßnahmen sowie
eine tiefe und insbesondere in Osteu-
ropa langandauernde Rezession und
politische Krisen, welche die Realisie-
rung umweltpolitischer Maßnahmen
erschweren und zum Teil verhindern.
Dies gilt insbesondere für die Beibe-
haltung der Kostenexternalisierung
aller Wirtschaftssubjekte. Darüber hi-
naus besteht in vielen Staaten kein
wirtschaftlicher Anreiz zur Durchfüh-
rung (gas-)emissionsreduzierender
Maßnahmen über das gesetzlich vor-
geschriebene Maß hinaus (siehe
Tab. 1): Die Höhe der Investitions-
kosten zur Emissionsvermeidung über-
stieg die Emissionsabgaben um ein
Vielfaches8. Somit bleiben letztlich für
Unternehmen – wie in Marktwirtschaf-
ten üblich – betriebswirtschaftliche Er-
gebnisse für die Implementierung um-
weltschonender Verfahren entschei-
dend. Hierbei handelt es sich im Ein-
zelnen um (WĘGLARCZYK 1996, vom
Autor ergänzt):
• die Kostenreduzierung von Strafen

und Gebühren,
• die Reduzierung von Energiekos-

ten,
• die Reduzierung der Kosten für

Vorprodukte,
• die Verringerung von Frisch- und

Abwasserkosten,
• die Verringerung des Risikos recht-

licher Konflikte,
• die Verringerung der Wahrschein-

lichkeit von Unfällen mit negativer
Auswirkung auf die Umwelt sowie

• die Reduzierung des Risikos von
Sanktionen und Protesten Außen-
stehender.

Die emissionsmaximierenden Verän-
derungen bzw. Faktoren, die eine wei-
tere Verringerung von Emissionen und
den Verbrauch von Energieträgern
verhindern, vollziehen sich primär im
Bereich der privaten Haushalte. Nach
OPITZ und PFAFFENBERGER (1996) ist
hinsichtlich des Elektroenergiever-
brauchs im Gegensatz zur Wirtschaft,
wo durch effizientere Technologien
und eine verstärkte Tertiärisierung der
Verbrauch sinkt, bei privaten Haus-
halten mit einem Anstieg des Elektro-
energieverbrauchs zu rechnen, da die-
ser Bereich – im Vergleich zu westeu-
ropäischen Maßstäben – bislang infol-
ge geringer Ausstattung mit Haushalts-
technik in den Transformationsstaaten
Ostmittel- und Osteuropas unterver-
sorgt ist. Ein wachsender Motorisie-
rungsgrad und die Präferenzverschie-
bung der Bevölkerung von öffentli-
chen zu privaten Verkehrsträgern füh-
ren – trotz des zunehmenden Anteils
katalysatorbestückter Kraftfahrzeuge
– zu verstärkten flächenhaften Emissi-
onen, insbesondere von Stickoxiden,
Kohlenmonoxid wie auch zu einem
verstärkten Energieverbrauch und so-

Schadstoff

Staub 15-90 33 bzw. 165

SO2 400-5.000 63

NOx 750-45.000 63

Investitionskosten der
Emissionsvermeidung

Emmissions-
abgaben

Tab. 1: Vergleich der Investitionskosten der Emissionsvermeidung und der Abgaben
für Luftschadstoffemissionen in Polen zu Beginn der 1990er Jahre in USD t-1

Quelle: NASS 1996, S. 276

8 Der Vergleich der Emissionsvermeidungskosten
und der Emissionsabgaben basiert allerdings auf
der unrealistischen Annahme stetiger Kostenver-
läufe sowie in ihrer Reinigungsleistung beliebig teil-
barer Emissionsminderungsanlagen. Ferner kann
die Ausrichtung des Handelns der Emittenten an
Grenzvermeidungskosten als unrealistisch gelten,
da sich diese vielmehr an den gesamten Anschaf-
fungs- und Betriebskosten der neuen Vermeidungs-
technologien orientieren, denen kapitalisierte Ab-
gabenersparnisse gegenüberzustellen sind. Daraus
resultiert: Je länger die Amortisationsdauer der neu-
en Emissionsvermeidungsanlage, desto geringer ist
die Wahrscheinlichkeit der Investition der Unterneh-
men in neue Umweltschutztechnologien (vgl. NASS

1996 und KABELITZ 1984).
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mit einer vermehrten Emission von
Kohlendioxid. Die geringen Investiti-
onen vieler Transformationsstaaten in
das Bildungs- und Wissenschaftssys-
tem (vgl. KÜHNE 2000b) verzögern den
Wechsel der funktionalen Eliten in
der Wirtschaft, da insbesondere der
Zugang zur universitären Ausbildung
– aufgrund von Mittelknappheiten –
stark eingeschränkt ist. Ein unzurei-
chendes Bildungssystem verringert die
Innovationsfähigkeit einer Gesell-
schaft und verzögert so die Tertiärisie-
rung der Wirtschaft. Zudem erschwe-
ren geringe Bildungsetats auch eine
sinnvolle Umwelterziehung der Her-
anwachsenden. Das Fehlen einer
“kompetenten öffentlichen Verwal-
tung auf zentralstaatlicher, regionaler
und kommunaler Ebene, häufiger Per-
sonalwechsel und Mangel an Fremd-
sprachenkenntnissen” (Kommission
der Europäischen Gemeinschaften
1999) führen selbst in Polen, einem
der erfolgreichsten Transformations-
staaten, zu eklatanten Defiziten im
Aufbau effektiver Umweltverwaltun-
gen. Daraus resultieren eine ineffekti-
ve und ineffiziente Überwachung und
mangelnde Durchsetzung umwelt-
rechtlicher Bestimmungen.

Bei sukzessiver Verringerung der
Energiesubventionen lässt sich häufig
bei Privathaushalten keine umweltbe-
zogene Substituierung emissionsstar-
ker durch umweltfreundlichere Ener-
gieträger (Kohle durch Gas) fest-
stellen, sondern eine preisbezogene
Substituierung teurer durch billigere
Energieträger (Müll bzw. illegal ge-
schlagenes Holz statt Kohle bzw. Gas;
genaueres hierzu findet sich bei JAR-
ZYNA 1997) Eine unterdurchschnittli-
che individuelle wirtschaftliche Aus-
stattung – insbesondere bei Arbeitslo-
sen –  induziert häufig eine Zurück-
treten eines umweltgerechten Han-
delns gegenüber andersgelagerten,
ökonomisch orientierten, Handlungs-
zielen, führt zu einer deutlichen Prio-
risierung des Wirtschaftswachstums
gegenüber dem Schutz der Umwelt
und hat bei den direkt und indirekt von
der Arbeitslosigkeit betroffenen viel-
fach die Wahrnehmung eines Konf-
liktfeldes zwischen Ökologie und Öko-
nomie zur Folge. Das allgemein in
Vergleich zu Westeuropa geringere
Wohlstandsniveau bedingt eine stär-
kere Präsenz materialistischer Werte,
postmoderne Werte (wie z. B. der

Umweltschutz) prägen sich verzögert
aus.

In der Transformation können nicht
abrupt sämtliche präexistenten, stark
konzentrierten industriellen Raum-
strukturen aufgelöst werden. Die in-
dustrielle Belastung der in den betref-
fenden Gebieten lebenden Bevölke-
rung kann zunächst allein durch eine
effizientere Rohstoffnutzung bzw. die
Verwendung von Schadstofffilterungs-
anlagen – oder die Schließung der be-
treffenden Unternehmen –gewährleis-
tet werden.

Die häufig geäußerten Befürchtun-
gen, die Errichtung von Produktions-
stätten ausländischer Investoren in den
Staaten Ostmittel- und Osteuropas
gingen, aufgrund der weniger intensi-
ven Kontrollen und “großzügigeren”
Handhabung der bestehenden Um-
weltvorschriften, mit einer verstärk-
ten Kostenexternalisierung einher, las-
sen sich in der Regel nicht bestätigen.
Ausländische Investoren sind nicht
erstrangig an der Errichtung kosten-
günstiger Produktionsstandorte inter-
essiert, sondern es besteht der Anreiz
für ausländische Direktinvestitionen
in der Erschließung neuer Märkte.
Zudem kann mit dem mittelfristigen
Eintritt in die Europäische Union auch
mit der vollständigen Übernahme von
deren Umweltgesetzen und Verfah-
rensvorschriften davon ausgegangen
werden, dass der schlichte Kostensen-
kungsaspekt bei Investitionsentschei-
dungen nicht zentral dominiert (vgl.
KRÄTKE 1997 und ZAMPARUTTI und
KLAVENS 1993). Ferner sind die Produ-
zenten gezwungen, geltende Verbrau-
cher- und Umweltschutzgesetze der
Abnehmerstaaten einzuhalten, was
dazu führt, dass der Einsatz umwelt-
schädlicher Verfahren vielfach auf-
grund von Rückständen in den Pro-
dukten (z. B. in der Lederindustrie)
häufig obsolet wird (vgl. auch WIE-
MANN 1995).

Die emissionsminimierenden und
emissionsmaximierenden Verände-
rungen zeigen ein deutliches Ungleich-
gewicht zwischen der Wirtschaft und
den Privathaushalten: Die emissions-
mindernden Veränderungen vollzie-
hen sich vorwiegend im Zusammen-
hang mit der ökonomischen Transfor-
mation, die emissionsmaximierenden
Veränderungen sind im Einflussbe-
reich der soziokulturellen Transfor-
mation festzustellen. Aufgrund der

Verringerung des Anteils industrieller
Gas- und Staubemissionen an den
Gesamtemissionen von rund 55 % zum
Ende der Vortransformationsära auf
etwa 20 % Ende der 1990er Jahre tritt
die Verringerung der industriellen
Emissionen – mit Ausnahme einiger
“Hot spots” der industriellen Umwelt-
verschmutzung, insbesondere durch
Braunkohle aber auch Steinkohlekraft-
werke – gegenüber der Verringerung
nichtindustrieller Emissionen, schwer-
punktmäßig durch Privathaushalte, in
ihrer Bedeutung zurück. Wegen der
Stagnation der nichtindustriellen Emis-
sionen auf hohem Niveau bzw. Zunah-
me erscheint hier ein verstärkter poli-
tisch-ökonomischer Handlungsbedarf
zu bestehen, da sich – gemäß der Sozi-
alisationshypothese INGLEHARTS (1998)
– die primäre Sozialisierung weiter
Teile der Bevölkerung in einer Zeit
vollzog, in der materialistische Werte
dominierten. Neben einer verstärkten
Umwelterziehung bieten sich markt-
konforme Lösungen (in Form von
Zusatzsteuern etwa auf Kohle bzw.
Subventionierungen z. B. für Erdgas)
zur Steuerung des Verbrauchs an.
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